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§ 1 Gegenstand der Versicherung 
 
Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten der Wahrnehmung 
der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers. Er er-
streckt sich auf Handlungen und Unterlassungen im Zusam-
menhang mit der im Versicherungsvertrag beschriebenen Funk-
tion des Versicherungsnehmers. 
 
§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes 
 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt: 
 
Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer 
den ersten oder einmaligen Beitrag rechtzeitig im Sinne von § 7 
Abs. 2 a) zahlt. Eine vereinbarte Wartezeit bleibt unberührt. 
 
§ 3 Dauer und Ende des Vertrages 
 
(1) Vertragsdauer 
Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angegebene Zeit 
abgeschlossen. 
 
(2) Stillschweigende Verlängerung  
Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr verlängert 
sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht dem Vertrags-
partner spätestens drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen 
Versicherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. 
 
(3) Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann der 
Vertrag schon zum Ablauf des dritten Jahres oder jedes darauf-
folgenden Jahres in Schriftform gekündigt werden; die Kündi-
gung muss dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor 
dem Ablauf des jeweiligen Versicherungsjahres zugegangen 
sein. 
 
§ 4 Tätigkeitswechsel 
 
Beendet der Versicherungsnehmer die Tätigkeit, in deren Eigen-
schaft er versichert ist dadurch, dass er in der bisher versicher-
ten oder einer anderen nach diesen Versicherungsbedingungen 
versicherbaren Eigenschaft bei derselben oder bei einer anderen 
juristischen Person tätig wird, bleibt der Versicherungsvertrag 
unbeschadet der Regelung der  §§ 6 und 8 bestehen. 
 
Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem Versicherer die 
Aufnahme der neuen Tätigkeit innerhalb von drei Monaten 
nach Zugang einer diesbezüglichen Aufforderung anzuzeigen. 
Erfolgt die Anzeige später als drei Monate nach Zugang der 
Aufforderung, erfolgt die Mitversicherung erst ab dem Eingang 
der Anzeige beim Versicherer. Der Versicherer ist berechtigt, für 
die neue Tätigkeit ab der nächsten Hauptfälligkeit einen höhe-
ren als den ursprünglich vereinbarten Beitrag zu verlangen, 
sofern dies durch den Tarif des Versicherers gerechtfertigt ist. 
Erhöht sich der Beitrag aufgrund der neunen Tätigkeit um mehr 
als 10 Prozent, kann der Versicherungsnehmer innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne 
Einhaltung einer Frist kündigen. Der Versicherer kann seine 
Rechte nur innerhalb eines Monats nach Kenntnis ausüben. 
 
Der Versicherungsschutz umfasst auch vorbereitende Tätigkei-
ten im Hinblick auf die neue Tätigkeit, die dieser unmittelbar 
voraus gehen. 
 
Der Anspruch auf Rechtsschutz bleibt für solche Rechtsschutz-
fälle aus der bisher versicherten Tätigkeit bestehen, die während 
der Laufzeit des Vertrages innerhalb von 3 Jahren nach Beendi-
gung der bisherigen Tätigkeit eintreten. Bestand der Vertrag für 
mindestens 10 Jahre, besteht Versicherungsschutz auch für 
Rechtsschutzfälle aus früheren versicherten Tätigkeiten, die 
während der Laufzeit des Vertrages außerhalb der 3-Jahres-Frist 
eintreten. 
 

§ 5 Vorsorgeversicherung 
 
Für nach Versicherungsbeginn neu hinzu kommende Funktio-
nen oder sonstige neu entstehende Risiken besteht sofortiger 
Versicherungsschutz ab der Übernahme der neuen Funktion 
bzw. dem Eintritt des neuen Risikos. Der Versicherungsschutz 
umfasst auch vorbereitenden Tätigkeiten im Hinblick auf die 
neue Funktion bzw. das neue Risiko, die diesem unmittelbar 
vorausgehen. Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, dem 
Versicherer diese Funktionen bzw. Risiken innerhalb von drei 
Monaten nach Zugang einer diesbezüglichen Aufforderung 
anzuzeigen. Erfolgt die Anzeige später als drei Monate nach 
Zugang der Aufforderung, erfolgt die Mitversicherung erst ab 
Eingang der Anzeige beim Versicherer. 
 
Der Versicherer ist berechtigt, für eine aufgrund der geänderten 
Tätigkeit entstandene Risikoerhöhung einen höheren als den 
ursprünglich vereinbarten Beitrag zu verlangen, sofern dies 
durch den Tarif des Versicherers gerechtfertigt ist. Erhöht sich 
der Beitrag wegen der Gefahrerhöhung um mehr als 10 Prozent 
kann der Versicherungsnehmer innerhalb eines Monats nach 
Zugang der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer 
Frist kündigen. Der Versicherer kann seine Rechte nur innerhalb 
eines Monats nach Kenntnis ausüben. Darüber hinaus bleiben 
die weiteren Regelungen des § 8 B dieser Bedingungen unbe-
rührt. 
 
§ 6 Wegfall des versicherten Interesses 
 
Der Vertrag endet, soweit nicht etwas anderes vereinbart ist 
oder wird, zum Zeitpunkt des Wegfalls des versicherten Interes-
ses, wenn dieser dem Versicherer innerhalb von einem Monat 
nach Eintritt des Wegfalls angezeigt wurde. Erfolgt eine Anzeige 
später als einen Monat, endet der Vertrag zu dem Zeitpunkt, zu 
dem der Versicherer davon Kenntnis erhält, dass das versicherte 
Interesse weggefallen ist. In diesem Fall steht ihm der Beitrag 
zu, den er hätte erheben können, wenn die Versicherung nur 
bis zum Zeitpunkt des Wegfalls beziehungsweise der Kennt-
niserlangung beantragt worden wäre. 
 
§ 7 Versicherungsbeitrag 
 
Soweit nicht etwas anderes vereinbart ist, gilt: 
 
(1) Beitrag und Versicherungssteuer 
Der in Rechnung gestellte Beitrag enthält die Versicherungs-
steuer, die der Versicherungsnehmer in der jeweils vom Gesetz 
bestimmten Höhe zu entrichten hat. 
 
(2) Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder  ein-
maliger Beitrag 
 
a) Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 
Der erste oder einmalige Beitrag wird unverzüglich nach Ablauf 
von zwei Wochen nach Zugang des Versicherungsscheins fällig.  
Ist Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, gilt als erster 
Beitrag nur die erste Rate des ersten Jahresbeitrags. 
 
b) Späterer Beginn des Versicherungsschutzes 
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem Zeitpunkt. Der 
Versicherungsschutz beginnt aber zu dem im Versicherungs-
schein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.  
 
c) Rücktritt 
Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmaligen 
Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom Vertrag 
zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. Der Versi-
cherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat.  
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(3) Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung, Folgebeitrag 
 
a) Fälligkeit und Rechtzeitigkeit der Zahlung 
Die Folgebeiträge sind am Monatsersten des vereinbarten Bei-
tragszeitraums fällig. Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie 
zu dem im Versicherungsschein oder in der Beitragsrechnung 
angegebenen Zeitpunkt erfolgt. 
 
b) Verzug 
Wird der Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der Versi-
cherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei denn, dass er 
die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. Der Versicherer 
ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen. 
 
c) Zahlungsaufforderung  
Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der Versi-
cherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten in Text-
form eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens zwei Wo-
chen betragen muss. Die Bestimmung ist nur wirksam, wenn sie 
die rückständigen Beträge des Beitrags, Zinsen und Kosten im 
Einzelnen beziffert und die Rechtsfolgen angibt, die nach d) 
und e) mit dem Fristablauf verbunden sind.  
 
d) Kein Versicherungsschutz 
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung im Verzug, besteht ab diesem Zeitpunkt 
bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn er mit der 
Zahlungsaufforderung nach Abs. 3 c) darauf hingewiesen wur-
de. 
 
e) Kündigung 
Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungsfrist 
noch mit der Zahlung im Verzug, kann der Versicherer den 
Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er den 
Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung nach Abs. 
3 c) darauf hingewiesen hat. Hat der Versicherer gekündigt und 
zahlt der Versicherungsnehmer danach innerhalb eines Monats 
den angemahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Rechts-
schutzfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und der 
Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versicherungs-
schutz. 
 
(4) Rechtzeitigkeit der Zahlung bei Lastschriftermächtigung 
 
a) Rechtzeitige Zahlung  
Ist die Einziehung des Beitrags von einem Konto vereinbart, gilt 
die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zu dem Fälligkeits-
tag eingezogen werden kann und der Versicherungsnehmer 
einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht.  
 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versicherungs-
nehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist die 
Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüglich 
nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforderung 
des Versicherers erfolgt.  
 
b) Beendigung des Lastschriftverfahrens  
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer die Einzugsermächtigung widerrufen hat, 
oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen Gründen zu 
vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen werden kann, ist 
der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung außerhalb des 
Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Versicherungsnehmer ist 
zur Übermittlung des Beitrages erst verpflichtet, wenn er vom 
Versicherer hierzu in Textform aufgefordert worden ist.  
 
(5) Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 
Ist die Zahlung des Jahresbeitrags in Raten vereinbart, sind die 
noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versicherungs-
nehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. Ferner kann 
der Versicherer für die Zukunft jährliche Beitragszahlung verlan-
gen. 

(6) Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 
Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer 
nur Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum 
entspricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 
 
§ 8 Änderung der für die Beitragsberechnung wesentlichen 
Umstände 
 
A. Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungsnehmers 
 
(1) Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Vertragser-
klärung dem Versicherer alle ihm bekannten Gefahrumstände in 
Textform anzuzeigen, nach denen der Versicherer in Textform 
gefragt hat und die für den Entschluss des Versicherers erheb-
lich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. 
Der Versicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige ver-
pflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber vor Ver-
tragsannahme der Versicherer in Textform Fragen im Sinne des 
S. 1 stellt.  
 
Gefahrerheblich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den 
Entschluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen.  
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungsneh-
mers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheblichen 
Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so behandeln 
lassen, als habe er selbst davon Kenntnis gehabt oder dies arg-
listig verschwiegen.  
 
(2) Rücktritt des Versicherers  
 
a) Voraussetzung des Rücktritts  
Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrerhebli-
chen Umständen berechtigen den Versicherer vom Versiche-
rungsvertrag zurückzutreten.  
 
b) Ausschluss des Rücktrittsrechts  
Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter die unrich-
tigen oder unvollständigen Angaben weder vorsätzlich noch 
grob fahrlässig gemacht haben.  
 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrlässiger 
Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Vertrag auch 
bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu 
anderen Bedingungen, geschlossen hätte.  
 
c) Folgen des Rücktritts  
Im Falle des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Tritt 
der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls zurück, darf 
er den Versicherungsschutz nicht versagen, wenn der Versiche-
rungsnehmer nachweist, dass der unvollständig oder unrichtig 
angezeigte Umstand weder für den Eintritt des Versicherungs-
falls, noch für die Feststellung oder den Umfang der Leistung 
ursächlich war. Auch in diesem Fall besteht aber kein Versiche-
rungsschutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt hat. Dem Versicherer steht der Teil des Beitra-
ges zu, der der bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht.  
 
(3) Kündigung  
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, weil die 
Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz noch auf 
grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versicherer den Vertrag 
unter Einhaltung einer Frist von einem Monat in Schriftform 
kündigen. Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn 
auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte.  
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(4) Rückwirkende Vertragsanpassung 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, weil er 
den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstän-
de, aber zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte, werden 
die anderen Bedingungen auf Verlangen des Versicherers rück-
wirkend Vertragsbestandteil. Hat der Versicherungsnehmer die 
Pflichtverletzung nicht zu vertreten, werden die anderen Bedin-
gungen ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil. 
 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um mehr 
als 10% oder schließt der Versicherer die Gefahrabsicherung für 
den nicht angezeigten Umstand aus, kann der Versicherungs-
nehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang der 
Mitteilung des Versicherungsnehmers fristlos in Schriftform 
kündigen. 
 
(5) Ausübung der Rechte des Versicherers 
Der Versicherer muss die ihm nach Ziffer 2 bis 4 zustehenden 
Rechte innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die 
Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem er von der Verletzung 
der Anzeigepflicht, die das von ihm geltend gemachte Recht 
begründet, Kenntnis erlangt hat. Er hat die Umstände anzuge-
ben, auf die er seine Erklärung stützt; er darf nachträglich weite-
re Umstände zur Begründung seiner Erklärung abgeben, wenn 
für diese die Monatsfrist nicht verstrichen ist. 
 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 2 bis 4 nur 
zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mittei-
lung in Textform auf die Folgen einer Anzeigepflichtverletzung 
hingewiesen hat. 
 
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 2 bis 4 genann-
ten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht angezeigten Ge-
fahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannte.  
 
(6) Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täu-
schung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der Anfechtung 
steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, der der bis zum 
Wirksamwerden der Anfechtungserklärung abgelaufenen Ver-
tragszeit entspricht. 
 
B. Gefahrerhöhung 
 
(1) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem 
Tarif des Versicherers einen höheren als den vereinbarten Bei-
trag rechtfertigt, kann der Versicherer vom Eintritt dieses Um-
standes an für die hierdurch entstandene höhere Gefahr den 
höheren Beitrag verlangen. Wird die höhere Gefahr nach dem 
Tarif des Versicherers auch gegen einen höheren Beitrag nicht 
übernommen, kann der Versicherer die Absicherung der höhe-
ren Gefahr ausschließen. Erhöht sich der Beitrag wegen der 
Gefahrerhöhung um mehr als 10% oder schließt der Versicherer 
die Absicherung der höheren Gefahr aus, kann der Versiche-
rungsnehmer den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang 
der Mitteilung des Versicherers ohne Einhaltung einer Frist 
kündigen. In der Mitteilung hat der Versicherer den Versiche-
rungsnehmer auf dieses Kündigungsrecht hinzuweisen. 
 
(2) Tritt nach Vertragsabschluss ein Umstand ein, der nach dem 
Tarif des Versicherers einen geringeren als den vereinbarten 
Beitrag rechtfertigt, kann der Versicherer vom Eintritt dieses 
Umstandes an nur noch den geringeren Beitrag verlangen. 
Zeigt der Versicherungsnehmer diesen Umstand dem Versiche-
rer später als zwei Monate nach dessen Eintritt an, wird der 
Beitrag erst vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt. 
 
(3) Der Versicherungsnehmer hat dem Versicherer innerhalb 
eines Monats nach Zugang einer Aufforderung die zur Beitrags-
berechnung erforderlichen Angaben zu machen. Verletzt der 
Versicherungsnehmer diese Pflicht, kann der Versicherer den 
Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündi-

gen. Macht der Versicherungsnehmer bis zum Fristablauf diese 
Angaben vorsätzlich unrichtig oder unterlässt er die erforderli-
chen Angaben vorsätzlich und tritt der Versicherungsfall später 
als einen Monat nach dem Zeitpunkt ein, in dem die  Angaben 
dem Versicherer hätten zugehen müssen, so hat der Versiche-
rungsnehmer keinen Versicherungsschutz, es sei denn dem 
Versicherer war der Eintritt des Umstandes zu diesem Zeitpunkt 
bekannt. 
 
Beruht das Unterlassen der erforderlichen Angaben oder die 
unrichtige Angabe auf grober Fahrlässigkeit, kann der Versiche-
rer den Umfang des Versicherungsschutzes in einem der Schwe-
re des Verschuldens des Versicherungsnehmers entsprechenden 
Verhältnis kürzen. Das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässig-
keit hat der Versicherungsnehmer zu beweisen. 
 
Der Versicherungsnehmer hat gleichwohl Versicherungsschutz, 
wenn zum Zeitpunkt des Versicherungsfalls die Frist für die 
Kündigung des Versicherers abgelaufen war und er nicht ge-
kündigt hat. Gleiches gilt, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass die Gefahr weder für den Eintritt des Versiche-
rungsfalls noch den Umfang der Leistung des Versicherers ur-
sächlich war.  
 
(4) Die vorstehenden Regelungen finden keine Anwendung, 
wenn sich die Gefahr nur unerheblich erhöht hat oder nach den 
Umständen als vereinbart anzusehen ist, dass die Gefahrerhö-
hung mitversichert sein soll. 
 
§ 9 Örtlicher Geltungsbereich 
 
Rechtsschutz besteht, soweit die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen innerhalb des örtlichen Geltungsbereiches erfolgt 
und ein Gericht innerhalb dieses Geltungsbereichs gesetzlich 
zuständig ist oder wäre. 
 
§ 10 Versicherungssumme und Selbstbeteiligung 
 
Der Versicherer zahlt in jedem Rechtsschutzfall höchstens die im 
Versicherungsvertrag vereinbarte Versicherungssumme. Die 
Versicherungssumme stellt gleichzeitig je versicherte Leistungs-
art des Top-Manager-Rechtsschutz die Höchstleistung für zeit-
lich und ursächlich zusammenhängende Rechtsschutzfälle dar. 
 
Die Höchstleistung des Versicherers für alle in einem Kalender-
jahr eintretenden Rechtsschutzfälle kann im Versicherungsver-
trag auf die Versicherungssumme oder deren Vielfaches be-
grenzt werden. Der Versicherer trägt nicht die im Versiche-
rungsvertrag für jeden Rechtsschutzfall vereinbarte Selbstbetei-
ligung. 
 
§ 11 Kostenübernahme 
 
(1) Der Versicherungsnehmer kann die Übernahme der vom 
Versicherer zu tragenden Kosten verlangen, sobald er nach-
weist, dass er zu deren Zahlung verpflichtet ist oder diese Ver-
pflichtung bereits erfüllt hat. 
 
(2) Vom Versicherungsnehmer in fremder Währung aufge-
wandte Kosten werden diesem in Euro zum Wechselkurs des 
Tages erstattet, an dem diese Kosten vom Versicherungsnehmer 
gezahlt wurden. 
 
§ 12 Kündigung nach Rechtsschutzfall 
 
(1) Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, obwohl er zur 
Leistung verpflichtet ist, kann der Versicherungsnehmer den 
Vertrag vorzeitig kündigen.  
 
(2) Bejaht der Versicherer seine Leistungspflicht für mindestens 
zwei innerhalb von zwölf Monaten eingetretene Rechtsschutz-
fälle, sind der Versicherungsnehmer und der Versicherer nach 
Anerkennung der Leistungspflicht für den zweiten oder jeden 
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weiteren Rechtsschutzfall berechtigt, den Vertrag vorzeitig zu 
kündigen. 
 
(3) Die Kündigung muss dem Vertragspartner spätestens einen 
Monat nach Zugang der Ablehnung des Rechtsschutzes gemäß 
Abs. 1 oder Anerkennung der Leistungspflicht gemäß Abs. 2  in 
Schriftform zugegangen sein. 
 
Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung sofort 
nach ihrem Zugang beim Versicherer wirksam. Der Versiche-
rungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die Kündigung zu 
einem späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende des 
laufenden Versicherungsjahres, wirksam wird. Eine Kündigung 
des Versicherers wird einen Monat nach ihrem Zugang beim 
Versicherungsnehmer wirksam. 
 
(4) Wird der Vertrag gekündigt, hat der Versicherer nur An-
spruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum entspricht, 
in dem Versicherungsschutz bestanden hat.  
 
§ 13 Anzeigen, Willenserklärungen, Anschriftenänderung 
 
(1) Alle für den Versicherer bestimmten Anzeigen und Erklärun-
gen sollen an die Hauptverwaltung des Versicherers oder an die 
im Versicherungsschein oder in dessen Nachträgen als zustän-
dig bezeichnete Geschäftsstelle gerichtet werden. 
 
(2) Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil-
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber abzu-
geben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes an die 
letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. Die Erklärung gilt 
drei Tage nach der Absendung des Briefes als zugegangen. Dies 
gilt entsprechend für den Fall einer Namensänderung des Versi-
cherungsnehmers.  
 
§ 14 Verhalten nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles 
 
(1) Wird die Wahrnehmung rechtlicher Interessen des Versiche-
rungsnehmers nach Eintritt eines Rechtsschutzfalles erforderlich, 
hat er 
 
a) dem Versicherer den Rechtsschutzfall unverzüglich - ggf. 
auch mündlich oder telefonisch - anzuzeigen; 
 
b) den Versicherer vollständig und wahrheitsgemäß über sämt-
liche Umstände des Rechtsschutzfalles zu unterrichten sowie 
Beweismittel anzugeben und Unterlagen auf Verlangen zur 
Verfügung zu stellen; 
 
c) soweit seine Interessen nicht unbillig beeinträchtigt werden, 
 
aa) Kosten auslösende Maßnahmen mit dem Versicherer abzu-
stimmen, insbesondere vor der Erhebung und Abwehr von 
Klagen sowie vor der Einlegung von Rechtsmitteln die Zustim-
mung des Versicherers einzuholen; 
 
bb) für die Minderung des Schadens im Sinne des § 82 VVG zu 
sorgen. Dies bedeutet, dass die Rechtsverfolgungskosten so 
gering wie möglich gehalten werden sollen. Von mehreren 
möglichen Vorgehensweisen hat der Versicherungsnehmer die 
kostengünstigste zu wählen, indem er z. B. (Aufzählung nicht 
abschließend): 
 
• nicht zwei oder mehr Prozesse führt, wenn das Ziel kosten-

günstiger mit einem Prozess erreicht werden kann (z.B. Bün-
delung von Ansprüchen oder Inanspruchnahme von Gesamt-
schuldnern als Streitgenossen, Erweiterung einer Klage statt 
gesonderter Klageerhebung),  

 
• auf (zusätzliche) Klageanträge verzichtet, die in der aktuellen 

Situation nicht oder noch nicht notwendig sind, 
 

• vor Klageerhebung die Rechtskraft eines anderen gerichtli-
chen Verfahrens abwartet, das tatsächliche oder rechtliche 
Bedeutung für den beabsichtigten Rechtsstreit haben kann, 

 
• vorab nur einen angemessenen Teil der Ansprüche einklagt 

und die etwa nötige gerichtliche Geltendmachung der restli-
chen Ansprüche bis zur Rechtskraft der Entscheidung über die 
Teilansprüche zurückstellt, 

 
• in allen Angelegenheiten, in denen nur eine kurze Frist zur 

Erhebung von Klagen oder zur Einlegung von Rechtsbehelfen 
zur Verfügung steht, dem Rechtsanwalt einen unbedingten 
Prozessauftrag zu erteilen, der auch vorgerichtliche Tätigkei-
ten mit umfasst. 

 
cc) Der Versicherungsnehmer hat zur Minderung des Schadens 
Weisungen des Versicherers einzuholen und zu befolgen. Er hat 
den Rechtsanwalt entsprechend der Weisung zu beauftragen. 
 
(2) Der Versicherer bestätigt den Umfang des für den Rechts-
schutzfall bestehenden Versicherungsschutzes. Ergreift der 
Versicherungsnehmer Maßnahmen zur Wahrnehmung seiner 
rechtlichen Interessen, bevor der Versicherer den Umfang des 
Rechtsschutzes bestätigt und entstehen durch solche Maßnah-
men Kosten, trägt der Versicherer nur die Kosten, die er bei 
einer Rechtsschutzbestätigung vor Einleitung dieser Maßnah-
men zu tragen hätte. 
 
(3) Der Versicherungsnehmer kann den zu beauftragenden 
Rechtsanwalt aus dem Kreis der Rechtsanwälte auswählen, 
deren Vergütung der Versicherer nach den dem Vertragsver-
hältnis zugrunde liegenden Besonderen Bedingungen trägt. Der 
Versicherer wählt den Rechtsanwalt aus, 
 
a) wenn der Versicherungsnehmer dies verlangt; 
 
b) wenn der Versicherungsnehmer keinen Rechtsanwalt be-
nennt und dem Versicherer die alsbaldige Beauftragung eines 
Rechtsanwaltes notwendig erscheint. 
 
(4) Wenn der Versicherungsnehmer den Rechtsanwalt nicht 
bereits selbst beauftragt hat, wird dieser vom Versicherer im 
Namen des Versicherungsnehmers beauftragt. Für die Tätigkeit 
des Rechtsanwaltes ist der Versicherer nicht verantwortlich. 
 
(5) Der Versicherungsnehmer hat den mit der Wahrnehmung 
seiner Interessen beauftragten Rechtsanwalt vollständig und 
wahrheitsgemäß zu unterrichten, ihm die Beweismittel anzuge-
ben, die möglichen Auskünfte zu erteilen und die notwendigen 
Unterlagen zu beschaffen; 
 
(6) Wird eine der in den Absätzen 1 oder 5 genannten Oblie-
genheiten vorsätzlich verletzt, verliert der Versicherungsnehmer 
seinen Versicherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung 
einer Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versicherungsneh-
mers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. Der vollständige 
oder teilweise Wegfall des Versicherungsschutzes hat bei der 
Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalls bestehen-
den Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vorausset-
zung, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf diese Rechtsfolge hin-
gewiesen hat. Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. 
 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegen-
heit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Das gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig ver-
letzt hat. 
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(7) Der Versicherungsnehmer muss sich bei der Erfüllung seiner 
Obliegenheiten die Kenntnis und das Verhalten des von ihm 
beauftragten Rechtsanwaltes zurechnen lassen, sofern dieser die 
Abwicklung des Rechtsschutzfalles gegenüber dem Versicherer 
übernimmt. 
 
(8) Ansprüche auf Rechtsschutzleistungen können nur mit 
schriftlichem Einverständnis des Versicherers abgetreten wer-
den. 
 
(9) Ansprüche des Versicherungsnehmers gegen andere auf 
Erstattung von Kosten, die der Versicherer getragen hat, gehen 
mit ihrer Entstehung auf diesen über. Die für die Geltendma-
chung der Ansprüche notwendigen Unterlagen hat der Versi-
cherungsnehmer dem Versicherer auszuhändigen und bei des-
sen Maßnahmen gegen die anderen auf Verlangen mitzuwir-
ken. Dem Versicherungsnehmer bereits erstattete Kosten sind 
an den Versicherer zurückzuzahlen. Verletzt der Versicherungs-
nehmer diese Obliegenheit vorsätzlich, ist der Versicherer zur 
Leistung insoweit nicht verpflichtet, als er infolgedessen keinen 
Ersatz von dem Dritten erlangen kann. Im Fall einer grob fahr-
lässigen Verletzung der Obliegenheit ist der Versicherer berech-
tigt, seine Leistung in einem der Schwere des Verschuldens des 
Versicherungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen; 
die Beweislast für das Nichtvorliegen einer groben Fahrlässigkeit 
trägt der Versicherungsnehmer. 
 
§ 15 Versehensklausel 
 
Unterlässt der Versicherungsnehmer die Abgabe von Anzeigen, 
gibt unrichtige Anzeigen ab oder erfüllt sonstige Obliegenhei-
ten nicht, wird der Versicherer nicht von seiner Leistung befreit, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass das Versäumnis 
nur auf Fahrlässigkeit beruht und nach ihrem Erkennen unver-
züglich nachgeholt worden ist. 
 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der Obliegen-
heit weder für den Eintritt oder die Feststellung des Rechts-
schutzfalles noch für die Feststellung oder den Umfang der dem 
Versicherer obliegenden Leistung ursächlich war. Dies gilt nicht, 
wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit arglistig ver-
letzt hat. 
 
Davon unberührt bleibt das Recht des Versicherers, sich auf die 
Einrede der Verjährung zu berufen. 
 
§ 16 Zuständiges Gericht, Anzuwendendes Recht 
 
(1) Klagen gegen den Versicherer 
Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versiche-
rer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz 
des Versicherers oder seiner für den Versicherungsvertrag zu-
ständigen Niederlassung. Ist der Versicherungsnehmer eine 
natürliche Person, ist auch das Gericht örtlich zuständig, in 
dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur Zeit der Klageerhe-
bung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
(2) Klagen gegen den Versicherungsnehmer  
Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müssen 
Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei dem Ge-
richt erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, in Erman-
gelung eines solchen, den Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts 
zuständig ist. Ist der Versicherungsnehmer eine juristische Per-
son, bestimmt sich das zuständige Gericht auch nach dem Sitz 
oder der Niederlassung des Versicherungsnehmers. Das gleiche 
gilt, wenn der Versicherungsnehmer eine Offene Handelsgesell-
schaft, Kommanditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
oder eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist. 
 
 
 

(3) Unbekannter Wohnsitz des Versicherungsnehmers 
Ist der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt des Versiche-
rungsnehmers im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt, 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus 
dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versiche-
rungsvertrag zuständigen Niederlassung.  
 
(4) Auf den Versicherungsvertrag findet deutsches Recht, insbe-
sondere das Versicherungsvertragsgesetz, ergänzend zu den 
vertraglichen Vereinbarungen Anwendung, sofern nichts ande-
res schriftlich vereinbart ist. 
 
§ 17 Sanktionsklausel 
 
Es besteht - unbeschadet der übrigen Vertragsbestimmungen - 
Versicherungsschutz nur, soweit und solange dem keine auf die 
Vertragsparteien direkt anwendbaren Wirtschafts-, Handels- 
oder Finanzsanktionen bzw. Embargos der Europäischen Union 
oder der Bundesrepublik Deutschland entgegenstehen. 
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§ 1 Rechtsgrundlage 
 
Versicherungsschutz wird geboten im Rahmen des Allgemeinen 
Teils der Bedingungen für JurCyber Expert 2019 und aufgrund 
der nachfolgenden Bestimmungen. 
 
§ 2 Gegenstand der Versicherung 
 
(1) Versicherungsschutz besteht ausschließlich, wenn die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen im Zusammenhang mit  
 
Informationssicherheitsverletzungen von elektronischen Daten 
oder von informationsverarbeitenden Systemen des Betriebes für 
den der Versicherungsnehmer die im Versicherungsschein be-
nannte Funktion ausübt oder  

 
datenschutzrechtlichen Interessen im ursächlichen Zusammen-
hang mit dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), der europäi-
schen Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) oder Daten-
schutz-Regelungen in anderen deutschen Gesetzen stehen. 
 
Der Versicherungsschutz umfasst die Kosten der Wahrnehmung 
der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers in  
Verfahren wegen der Verletzung von Vorschriften des Straf-, 
Ordnungswidrigkeiten-, Disziplinar- oder Standesrechts. ein-
schließlich der Vollstreckungsverfahren und des vorsorglichen 
Rechtsschutzes bei drohenden Verfahren.  
 
Der Versicherungsschutz umfasst darüber hinaus sämtliche Ver-
fahren mit strafrechtlichem Charakter. 
 
Sonstige Verfahren, die im ursächlichen und unmittelbaren 
Zusammenhang mit einem vom Versicherungsschutz umfassten 
Verfahren nach S. 1 stehen, sind bis zum Abschluss dieses Ver-
fahrens ebenfalls versichert.  
 
Handelt es sich bei den sonstigen Verfahren nicht um solche der 
Strafverfolgungsbehörden, so beschränkt sich der Versicherungs-
schutz auf die Wahrnehmung der rechtlichen Interessen vor 
deutschen Behörden und Gerichten.  
 
Handelt es sich bei den sonstigen Verfahren um aktive Strafver-
folgung, Verfahren vor parlamentarischen Untersuchungsaus-
schüssen, die Einlegung von und Verteidigung bei Dienstauf-
sichtsbeschwerden oder die Verletzung von Persönlichkeitsrech-
ten gemäß § 4 Abs. 4, besteht auch unabhängig von einem 
ursächlichen und unmittelbaren Zusammenhang mit einem 
Verfahren nach S. 1 Versicherungsschutz. 
 
(2) Definitionen und Leistungsbeschreibungen zu Abs. 1, sowie 
den nachfolgenden Bestimmungen, sind der Anlage zu diesen 
Bedingungen zu entnehmen.  
 
§ 3 Versicherungsnehmer 
 
(1) Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die Eigenschaft 
des Versicherungsnehmers als 
 
• Betroffener in einem Ermittlungs-, Straf- und Ordnungswidrig-

keitenverfahren oder disziplinar- und standesrechtlichem Ver-
fahren als Beschuldigter, Angeklagter, Verurteilter oder  

• Adressat von strafprozessualen Zwangsmaßnahmen; 
• Anzeigeerstatter; 
• Zeuge; 
• Vorgeladener vor einem parlamentarischen Untersuchungs-

ausschuss; 
• von einem Strafverfahren Bedrohter; 
• Partei eines Verfahrens gemäß § 2 S. 2 und 3. 
 
(2) Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf Entlastungs-
zeugen in einem gegen den Versicherungsnehmer eingeleiteten 
versicherten Verfahren. 
 

§ 4 Leistungsumfang 
 
(1) Beauftragung eines Rechtsanwalts 
Der Versicherungsschutz umfasst die anwaltliche Beratung und 
Vertretung in versicherten Verfahren. Versichert ist auch die 
Beauftragung mehrerer Rechtsanwälte zur Interessenwahrneh-
mung des Versicherungsnehmers im Strafverfahren. 
 
Der Versicherungsschutz umfasst darüber hinaus in versicherten 
Verfahren eine sonstige anwaltliche Betreuung, soweit diese 
erforderlich ist. Erforderlich ist die anwaltliche Betreuung, wenn 
sie geeignet ist, die Interessenwahrnehmung des Versicherungs-
nehmers in versicherten Strafverfahren zu unterstützen. Dies gilt 
auch für die Beauftragung eines Angehörigen der steuerbera-
tenden Berufe oder eines Rechtslehrers an einer deutschen 
Hochschule. 
 
(2) Sachverständigen- und Rechtsgutachten 
Der Versicherungsschutz umfasst die Erstellung von Sachver-
ständigen- und Rechtsgutachten, die der Versicherungsnehmer 
zur notwendigen Unterstützung seiner Verteidigung veranlasst. 
 
(3) Erweiterter Steuer-Straf-Rechtsschutz  
In Erweiterung des § 1 (Allgemeiner Teil) erstreckt sich der Versi-
cherungsschutz für den Versicherungsnehmer auch auf Hand-
lungen und Unterlassungen im Zusammenhang mit Tätigkeiten, 
die nicht im Rahmen der im Versicherungsvertrag beschriebenen 
Funktion des Versicherungsnehmers erfolgten, jedoch anlässlich 
eines eintrittspflichtigen Rechtsschutzfalls offenbar geworden 
sind.  
 
Versicherungsschutz besteht jedoch nur, soweit die offenbar 
gewordenen Handlungen und Unterlassungen zu einem Ermitt-
lungsverfahren wegen einer Steuerstraftat führen. Der Versiche-
rer trägt die Kosten bis zu einer Höhe von EUR 5.000 je Rechts-
schutzfall. 
 
(4) Sonstige entstandene Kosten 
Der Versicherungsschutz umfasst darüber hinaus sämtliche sons-
tigen erforderlichen Kosten, die im Zusammenhang mit der 
Wahrnehmung der rechtlichen Interessen gemäß § 2 entstehen. 
Für die Erforderlichkeit gilt § 4 Abs.1 entsprechend. 
 
§ 5 Versicherte Kosten 
 
(1) Verfahrenskosten 
Der Versicherer trägt die dem Versicherungsnehmer auferlegten 
Verfahrenskosten der gemäß § 2 Abs. 1 versicherten Verfahren. 
 
(2) Weitere Kosten 
Der Versicherer trägt die über die Verfahrenskosten hinaus ge-
mäß § 4 anfallenden Kosten in angemessener Höhe. Die Ange-
messenheit bestimmt sich unter Berücksichtigung aller Umstän-
de des Einzelfalles, insbesondere der Bedeutung der Angelegen-
heit, dem Umfang der erbrachten Leistungen und der Schwie-
rigkeit der Sache. 
 
Auf die Unangemessenheit der Kosten kann sich der Versicherer 
nicht berufen, wenn  
 
• die gesetzliche Vergütung nicht überschritten wird; 
• er vorher der Kostenvereinbarung schriftlich zugestimmt hat; 
• der Versicherungsnehmer einen vom Versicherer vorgeschla-

genen Rechtsanwalt beauftragt hat; 
• bei einer einvernehmlichen Erledigung die entstandenen Kos-

ten dem vom Versicherungsnehmer angestrebten Ergebnis 
oder einer gesetzlichen Kostenregelung entsprechen. 

 
(3) Kosten bei aktiver Strafverfolgung 
Im Rahmen der aktiven Strafverfolgung trägt der Versicherer die 
Kosten eines für den Versicherungsnehmer tätigen Rechtsan-
walts zur Erstattung einer Strafanzeige im Interesse des Versiche-
rungsnehmers. 
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(4) Strafkaution 
Der Versicherer sorgt für die Zahlung eines zinslosen Darlehens 
bis zu der vereinbarten Höhe für eine Kaution, die gestellt wer-
den muss, um den Versicherungsnehmer einstweilen von Straf-
verfolgungsmaßnahmen zu verschonen. Übersteigt die zu stel-
lende Kautionssumme die im Vertrag vereinbarte Kautionshöhe, 
trägt der Versicherer darüber hinaus die Kosten (Zinsen, Bürg-
schafts- und Bearbeitungskosten), die dem Versicherungsneh-
mer für die Bereitstellung des vom Versicherer nicht übernom-
menen Teils des Kautionsbetrages entstehen. 
 
§ 6 Rechtsschutzfall 
 
Anspruch auf Rechtsschutz gemäß §2 Abs. 1 S. 1 besteht nach 
Eintritt des Rechtsschutzfalles innerhalb des versicherten Zeit-
raums. 
 
(1) Straf- und Ordnungswidrigkeiten-Rechtsschutz, Disziplinar- 
und Standesrechtsschutz 
 
a) Als Rechtsschutzfall gilt die Einleitung eines Ermittlungsverfah-
rens gegen den Versicherungsnehmer. Ein Ermittlungsverfahren 
gilt als eingeleitet, wenn es behördlich als solches verfügt wird. 
Das Gleiche gilt für die Einleitung von Verfahren mit strafrechtli-
chem Charakter und bei disziplinar- und berufsrechtlichen Ver-
fahren. 
 
Abweichend erstreckt sich der Versicherungsschutz auf verdeckte 
Ermittlungsverfahren vor Versicherungsbeginn, wenn diese zum 
Zeitpunkt des Vertragsschlusses dem Versicherungsnehmer nicht 
bekannt waren. 
 
b) In den vom Versicherungsschutz umfassten sonstigen Verfah-
ren gilt im Rahmen von verwaltungs-, sozial-, steuerrechtlichen 
Verfahren die förmliche Einleitung des Verfahrens als Rechts-
schutzfall, soweit diese nach Einleitung des Ermittlungsverfah-
rens erfolgt.  
 
c) Im Rahmen von strafprozessualen Zwangsmaßnahmen be-
steht Rechtsschutz ab Beginn der Durchführung der Maßnah-
me. 
 
d) Muss der Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft als 
Betroffener gemäß § 3 Abs. 2 eine Aussage machen, gilt als 
Rechtsschutzfall die behördliche oder gerichtliche Aufforderung 
zur Aussage an den Versicherungsnehmer.  
 
e) Für die aktive Strafverfolgung und die Einlegung einer 
Dienstaufsichtsbeschwerde gilt der Rechtsschutzfall zu dem 
Zeitpunkt als eingetreten, in dem die beschuldigte Person be-
gonnen hat oder begonnen haben soll, den angezeigten Straf-
tatbestand bzw. die Dienstvorschrift zu verletzen. 
 
Der Anspruch auf Rechtsschutz setzt ferner voraus, dass zum 
Zeitpunkt der Erstattung der Strafanzeige bzw. der Einlegung 
der Dienstaufsichtsbeschwerde der Versicherungsvertrag noch 
besteht. 
 
f) In Adhäsionsverfahren gilt als Rechtsschutzfall die Stellung 
des Antrags, durch den zivilrechtliche Ansprüche gerichtlich 
gegen den Versicherungsnehmer geltend gemacht werden. 
 
g) In Privatklageverfahren gilt als Rechtsschutzfall die Anrufung 
der Vergleichsbehörde durch den Privatkläger oder in den Fäl-
len, in denen ein Sühneversuch nicht erfolgt, die Klageerhe-
bung nach § 381 Strafprozessordnung oder entsprechender 
ausländischer Rechtsvorschriften. 
 
(2) Vorsorglicher Rechtsschutz 
Versicherungsschutz besteht bereits vor der Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens, wenn die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen der Vermeidung eines unmittelbar drohenden bzw. 
der Vorbereitung der Strafverteidigung in einem unmittelbar 

bevorstehenden Ermittlungsverfahren dient. Der Versicherungs-
schutz umfasst die Kosten der notwendigen ersten Beratung 
durch einen Rechtsanwalt oder sonstigen Verteidiger i. S. v. § 4 
Abs. 1. 
 
(3) Wiederaufnahmeverfahren 
In Wiederaufnahmeverfahren den Versicherungsnehmer betref-
fend gilt als Rechtsschutzfall die Stellung des Antrags auf Wie-
deraufnahme; in allen anderen Fällen die Anordnung des Ge-
richts zur Wiederaufnahme des Verfahrens.  
 
(4) Vorversicherung 
Wird eine andere Versicherung der vorliegenden Art durch 
diese Versicherung ohne zeitliche Unterbrechung des Versiche-
rungsschutzes ersetzt, und ist unklar, ob ein eintrittspflichtiger 
Rechtsschutzfall in die Laufzeit des einen oder anderen Vertrags 
fällt, so besteht bis zur Klärung Versicherungsschutz aus diesem 
Versicherungsvertrag. Voraussetzung ist, dass keine Kenntnis 
des Versicherungsnehmers von dem Ermittlungsverfahren be-
stand und der Vorversicherer nicht wegen verspäteter oder 
ausgebliebener Beitragszahlung seine Leistungspflicht verneint 
hat.   
 
Stellt sich heraus, dass der Vorversicherer für den Versicherungs-
fall eintrittspflichtig ist, ist der Versicherungsnehmer verpflich-
tet, seinen Anspruch gegen den Vorversicherer an den Versiche-
rer abzutreten. 
 
§ 7 Unbegrenzte Nachmeldefrist 
 
Nach Beendigung des Vertrages besteht eine unbegrenzte 
Nachmeldefrist für Rechtsschutzfälle, die während der Laufzeit 
des Vertrages eingetreten sind. 
 
§ 8 Nachhaftung 
 
(1) Es besteht eine prämienfreie Nachhaftungszeit von einem 
Jahr, wenn 
 
• die dem Tatvorwurf zugrundeliegende Handlung oder Unter-

lassung während der Vertragslaufzeit begangen wurde oder 
begangen worden sein soll und  

 
• innerhalb der letzten drei Jahre vor Beendigung des Vertrages 

kein Rechtsschutzfall eingetreten ist und in dieser Zeit auch 
keine freiwilligen Zahlungen erbracht wurden. 

 
(2) Leistungen aus einem anderen Rechtsschutzversicherungs-
vertrag sind vorrangig in Anspruch zu nehmen. Die Nachhaf-
tung entfällt, wenn zum Zeitpunkt der Beendigung des Vertra-
ges Prämienrückstände bestehen oder der Vertrag weniger als 
drei Jahre bestanden hat. 
 
(3) Ab Beginn einer anderen Straf-Rechtsschutzversicherung 
endet die Nachhaftung. 
 
§ 9 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten 
 
(1) Versicherungsschutz besteht nicht 
 
a) für Verfahren im Zusammenhang mit Preis- und Ausschrei-
bungsabsprachen; 

 
b) für die Geltendmachung und Abwehr von Schadenersatzan-
sprüchen sowie die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus 
privatrechtlichen Schuldverhältnissen und dinglichen Rechten im 
Zusammenhang mit einem versicherten Verfahren. Dies gilt 
nicht im Zusammenhang mit Adhäsions- und Nebenklageverfah-
ren sowie bei Verletzung des Persönlichkeitsrechts gemäß § 4 
Abs. 4; 
 
(2) Bei rechtskräftiger Verurteilung wegen einer Vorsatzstraftat 
entfällt der Versicherungsschutz rückwirkend. In diesem Fall ist 
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der Versicherungsnehmer verpflichtet, dem Versicherer die in-
soweit erbrachten Leistungen einschließlich der ihn betreffenden 
Nebenleistungen zu erstatten. Bei Abschluss des Verfahrens 
durch einen Strafbefehl bleibt der Versicherungsschutz auch bei 
rechtskräftiger Verurteilung wegen einer Vorsatzstraftat beste-
hen. 
 
§ 10 Örtlicher Geltungsbereich 
 
Der Versicherungsschutz gilt weltweit. 
 
§ 11 Textform / Schriftform von Erklärungen  
 
Anzeigen und Erklärungen sind, soweit keine gesetzliche Schrift-
form verlangt ist und soweit im Vertrag nichts anderes bestimmt 
ist, in Textform abzugeben. 
 
 
 
 
 
 
 
 



Bedingungen für JurCyber Expert 2019 
 
B. Besonderer Teil - Straf-Rechtsschutz  
Universal-Straf-Rechtsschutz-Versicherung 

 

 
 

 
Stand 01.06.2019 9 
 

Anlage 
 
Definitionen und Leistungsbeispiele 
 
zu § 2 Gegenstand der Versicherung 
 
Elektronische Daten, Informationssicherheitverletzung: 
 
Der Begriff „elektronische Daten“ umfasst auch Software und 
Programme. Zu den informationsverarbeitenden Systemen 
gehören neben den mit dem Internet verbundenen elektroni-
schen Geräten auch Ihre 
 
 sonstigen funktechnischen Geräte, 
 externen Speichermedien (zum Beispiel externe Festplatten, 

USB-Sticks) sowie 
 Kommunikationsanlagen. 

 
Die Informationssicherheit der Daten und Systeme wird verletzt 
durch die Beeinträchtigung von deren 
 
 Verfügbarkeit 
 Integrität oder 
 Vertraulichkeit 

als Ergebnis der folgenden Ereignisse: 

Unberechtigte Angriffe auf Ihre oben genannten Daten und 
Systeme durch sogenannte Hackerangriffe (darunter versteht 
man illegale Angriffe auf informationsverarbeitende Systeme, 
zum Beispiel mit Schadsoftware) oder sonstige Akte von Cyber-
kriminalität (das ist Internetkriminalität, das heißt Straftaten, die 
auf der Nutzung des Internets basieren oder mit dessen Techni-
ken erfolgen) 

Unberechtigte Angriffe in diesem Sinne liegen auch vor, wenn 
diese nicht von außen, sondern von Angehörigen Ihres Betriebes 
ausgehen. Dies gilt auch für unwissentlich verursachte Informa-
tionssicherheitsbeeinträchtigungen. 
 
Vollstreckungsmaßnahmen: 
 
Unter Strafvollstreckungsmaßnahmen versteht man die Vollstre-
ckung freiheitsentziehender Maßnahmen oder Geldstrafen auf-
grund eines Urteils, sowie die Vollstreckung von Geldbußen. 
 
Verfahren mit strafrechtlichem Charakter: 
 
• Berufsverbot 
• Vermögensabschöpfung (Verfall und Einziehung) des durch 

die Straftat erlangten Gewinns 
 
Sonstige Verfahren im Zusammenhang mit der Verletzung 
einer Vorschrift des Straf-, Ordnungswidrigkeiten-, Diszipli-
nar- und Standesrechts:  
 
Hierunter werden sämtliche Verfahren gefasst, die in Verbindung 
mit der Vorbereitung, Durchführung oder Abwicklung eines 
Strafverfahrens stehen oder sich als Konsequenz aus einem Straf-
verfahren ergeben können. Dies sind beispielsweise: 
 
• Adhäsionsverfahren 

Möglichkeit der Geltendmachung eines aus einer Straftat ent-
standenen zivilrechtlichen Anspruchs im Strafverfahren 

• Aktive Strafverfolgung 
wenn der Versicherungsnehmer selbst eine Strafanzeige stellt 

• Auslieferungsverfahren / Internationaler Haftbefehl 
• Einlegungen von Dienstaufsichtsbeschwerden 
• Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen 
• Vorbeugende anwaltliche Stellungnahmen 

Anwaltliche Stellungnahme im Namen des Versicherungsneh-
mers, wenn sich das Ermittlungsverfahren mangels eines per-
sonenbezogenen Vorwurfs zunächst gegen unbekannt richtet 
und die Gefahr besteht, dass der Versicherungsnehmer als Be-

schuldigter in das Ermittlungsverfahren mit einbezogen wird 
• Kronzeugenregelung 

wenn (Mit-)Täter freiwillig zur Aufklärung oder Verhinderung 
der Tat beiträgt und daher Strafe gemildert bzw. ganz von 
Strafe abgesehen werden kann 

• Nebenklageverfahren 
• Parlamentarische Untersuchungsausschüsse 
• Privatklageverfahren 

Verfahren vor dem Amtsgericht als Strafgericht, in dem der 
Verletzte einer Straftat als Ankläger an Stelle der Staatsanwalt-
schaft auftritt 

• Sozialrechtliche Verfahren  
• Steuerrechtliche Verfahren  
• Verfassungsbeschwerden 

wenn im Rahmen des Strafverfahrens die Verletzung von 
Grundrechten behauptet wird 

• Vermögenssicherungsmaßnahmen (dinglicher Arrest) 
wenn Vereitelung oder wesentliche Erschwerung der Vollstre-
ckung verhindert werden soll 

• Verständigung im Strafverfahren (Deal) 
• Verteidigung im Rahmen von Dienstaufsichtsbeschwerden 
• Verwaltungsgerichtliche Verfahren  
 inklusive Verfahren nach Konsulargesetz 
• Wiederaufnahmeverfahren und Zurückverweisung 
• Zeugenbetreuung / -beratung 

auch bei Anordnung von Beugemitteln wie Ordnungshaft und 
Ordnungsgeld 

• Zeugenentschädigungsmaßnahmen 
 
 
zu § 3 Versicherungsnehmer 
 
Strafprozessuale Zwangsmaßnahmen 
Dies sind beispielsweise: 
• Akustische Wohnraumüberwachung 
• Beschlagnahme (auch Post) inklusive Geltendmachung von 

Herausgabeansprüchen  
• Durchsuchung (auch Online) 
• Erhebung der Telekommunikations-Verkehrsdaten 
• Erkennungsdienstliche Maßnahmen 
• Freiheitsentziehende Maßnahmen / Festnahme 
• Verdeckte Ermittlungen 
 
zu § 4 Leistungsumfang  
 
Sonstige entstandene Kosten 
Hierunter fallen - sofern erforderlich - beispielsweise folgende 
Kosten: 
• Dolmetscherkosten 
• Prozessbeobachtungskosten  
• Recherchekosten (auch durch Externe, z.B. Detekteien)  
• Reisekosten (Versicherter, Anwalt, Sachverständiger) 
• Übersetzungskosten 
 
zu § 5 Versicherte Kosten 
 
Angemessenheit 
Nach aktueller BGH-Rechtsprechung gelten Rechtsanwaltsge-
bühren dann als unangemessen, „wenn sie in einem krassen 
evidenten Missverhältnis zwischen anwaltlicher Leistung und 
ihrer Vergütung stehen und im Einzelfall ein unzumutbares und 
unerträgliches Ergebnis darstellen“. 
 
zu § 7 Rechtsschutzfall 
 
Vorsorglicher Rechtsschutz 
Dieser besteht generell, wenn die Wahrnehmung rechtlicher 
Interessen der Vermeidung eines unmittelbar drohenden bzw. 
der Vorbereitung der Strafverteidigung in einem unmittelbar 
bevorstehenden Ermittlungsverfahren dient. Dies gilt beispiels-
weise, wenn das unmittelbar drohende bzw. bevorstehende 
Ermittlungsverfahren darauf beruht, 
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• dass in Zusammenhang mit einem gegen Dritte gerichteten 
Ermittlungsverfahren auch Handlungen und Unterlassungen 
versicherter Personen untersucht werden und/oder eine versi-
cherte Person erwägt, eine Selbstanzeige zu erstatten; 

 
• dass im Rahmen eines anhängigen Zivil- oder Verwaltungsver-

fahrens die Erfüllung von Straftatbeständen durch den Versi-
cherungsnehmer behauptet und mit der Einleitung eines 
Strafverfahrens gedroht wird; 

 
• dass bei dem Versicherungsnehmer Anhaltspunkte wegen 

verbotener Insidergeschäfte vorliegen und von der zuständi-
gen Behörde ein Auskunftsverlangen nach dem Wertpapier-
handelsgesetz gegen ihn ergeht; 

 
• dass in Presseveröffentlichungen oder sonst der Allgemeinheit 

zugänglichen Schriftstücken oder Medien ausdrücklich die Er-
füllung von Straftatbeständen durch versicherte Personen be-
hauptet wird. 
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§ 1 Rechtsgrundlagen 
 
Versicherungsschutz wird geboten im Rahmen des Allgemeinen 
Teils der Bedingungen für JurCyber Expert 2019 und aufgrund 
der nachfolgenden Bestimmungen. 
 
§ 2 Gegenstand der Versicherung 
 
Versicherungsschutz besteht ausschließlich, wenn die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen im Zusammenhang mit  
 
Informationssicherheitsverletzungen von elektronischen Daten 
oder von informationsverarbeitenden Systemen oder  

 
datenschutzrechtlichen Interessen im ursächlichen Zusammen-
hang mit dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), der europäi-
schen Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) oder Daten-
schutz-Regelungen in anderen deutschen Gesetzen stehen. 
 
Der Versicherungsschutz umfasst die außergerichtliche und 
gerichtliche Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versi-
cherungsnehmers, wenn dieser im Zusammenhang mit einer 
versicherten Funktion aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestim-
mungen wegen des Ersatzes von Vermögensschäden in An-
spruch genommen wird.  
 
Vermögensschaden ist jeder Schaden, der weder Personenscha-
den (Tötung, Verletzung des Körpers oder Schädigung der Ge-
sundheit von Menschen) noch Sachschaden (Beschädigung, 
Verderben, Vernichtung oder Abhandenkommen von Sachen) ist 
und sich auch nicht aus solchen Schäden herleitet. Als Sachen 
im Sinne dieser Bedingungen gelten insbesondere auch Geld 
und geldwerte Zeichen. 
 
§ 3 Versicherungsnehmer 
 
Versichert ist der Versicherungsnehmer in Ausübung seiner 
gegenwärtigen im Versicherungsschein benannten Tätigkeit. 
 
Der Versicherungsschutz besteht auch für die Ausübung von 
Interimsmandaten in anderen Unternehmen durch den Versiche-
rungsnehmer, die auf seiner im Versicherungsschein benannten 
Tätigkeit beruhen. 
 
Soweit Ehegatten oder im Falle des Todes des Versicherungs-
nehmers dessen Erben für die Pflichtverletzungen des Versiche-
rungsnehmers in Anspruch genommen werden, besteht auch für 
diese Fälle Versicherungsschutz. 
 
§ 4 Versicherte Kosten 
 
(1) Verfahrenskosten 
Der Versicherer trägt die dem Versicherungsnehmer auferlegten 
Verfahrenskosten sowie die ihm auferlegten Kosten der Gegen-
seite, soweit der Versicherungsnehmer zu deren Erstattung ver-
pflichtet ist.  
 
(2) Rechtsanwaltskosten des Versicherungsnehmers 
 
a) außergerichtlich 
Für die außergerichtliche Interessenwahrnehmung trägt der 
Versicherer abweichend von der gesetzlichen Vergütung die 
angemessenen Kosten eines vom Versicherungsnehmer beauf-
tragten und auf Stundenbasis abrechnenden Rechtsanwaltes 
oder Rechtslehrers einer deutschen Hochschule. 
Die Angemessenheit bestimmt sich unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles, insbesondere nach der Bedeutung der 
Angelegenheit, des Umfangs und der Schwierigkeit der anwaltli-
chen Tätigkeit. 
 
b) gerichtlich 
In gerichtlichen Verfahren trägt der Versicherer die gesetzliche 
Vergütung des vom Versicherungsnehmer zur Vertretung vor 

Gericht beauftragten Rechtsanwaltes. Soweit im Ausland keine 
gesetzliche Vergütungsregelung besteht, trägt der Versicherer 
Rechtsanwaltskosten bis zur Höhe des Betrages, der nach der 
deutschen Vergütungsregelung zu erstatten wäre. 
 
c) Reisekosten des Rechtsanwaltes 
Der Versicherer trägt die Kosten für notwendige Reisen des 
Rechtsanwaltes bzw. Rechtslehrers einer deutschen Hochschule 
an den Ort des zuständigen Gerichtes, zum Versicherungsneh-
mer oder an den Sitz der Gegenseite. Die Reisekosten werden 
bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsan-
wälten geltenden Sätze übernommen. 
 
(3) Reisekosten des Versicherungsnehmers 
Der Versicherer trägt die Kosten für notwendige Reisen des 
Versicherungsnehmers an den Ort des zuständigen ausländi-
schen Gerichtes, wenn dieses das persönliche Erscheinen ange-
ordnet hat. Die Reisekosten werden bis zur Höhe der für Ge-
schäftsreisen von deutschen Rechtsanwälten geltenden Sätze 
übernommen. 
 
(4) Dolmetscherkosten 
Der Versicherer trägt die angemessenen Kosten für die notwen-
dige Inanspruchnahme eines Übersetzers oder Dolmetschers.  
 
(5) Gutachterkosten 
Der Versicherer trägt die angemessenen Kosten für ein nach 
schriftlicher Zustimmung des Versicherers vom Versicherungs-
nehmer in Auftrag gegebenes Sachverständigengutachten (auch 
Rechtsgutachten).  
 
(6) Schieds- und Schlichtungsverfahren 
Tritt anstelle der Anrufung eines zuständigen staatlichen Gerichts 
ein Schieds- oder Schlichtungsverfahren, trägt der Versicherer 
diese Kosten bis zur Höhe der Gebühren, die im Fall der Anru-
fung eines zuständigen staatlichen Gerichts erster Instanz ent-
stehen würden. 
 
(7) Streitbeitritt und -verkündung, negative Feststellungsklage 
Der Versicherer trägt nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
die Kosten eines Streitbeitritts, einer Streitverkündung oder einer 
negativen Feststellungsklage. 
 
(8) Beratungs-Rechtsschutz 
Der Versicherer trägt die Kosten für eine vorsorgliche Beratung 
durch einen Rechtsanwalt oder Steuerberater bis zur Höhe von 
EUR 2.500 für den Fall, dass  
 
a) die Aufhebung des der versicherten Funktion zugrunde lie-
genden Anstellungs- oder Arbeitsvertrages angedroht wird oder 
die vorzeitige Kündigung des Anstellungs oder Arbeitsvertrages 
ausgesprochen wird. Dies gilt auch, wenn vereinbarte Leistun-
gen aus Anstellungsverträgen oder damit unmittelbar zusam-
menhängenden Zusatzvereinbarungen nicht erbracht oder 
gekürzt werden. 
 
b) Sondergutachten gemäß § 142 Aktiengesetz oder ähnlicher 
Rechtsvorschriften erstellt werden. 
 
§ 5 Einbeziehung des außergerichtlichen Mediationsverfah-
rens 
 
(1) Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, außergerichtli-
chen Streitbeilegung, bei dem die Parteien mit Hilfe der Mode-
ration eines neutralen Dritten, des Mediators, eine eigenverant-
wortliche Problemlösung erarbeiten.  
 
Der Versicherer vermittelt dem Versicherungsnehmer einen 
Mediator zur Durchführung eines Mediationsverfahrens in 
Deutschland und trägt dessen Kosten im Rahmen von Abs. 2. 
 
(2) Der Versicherer trägt den auf den Versicherungsnehmer 
entfallenden Anteil an den Kosten des vom Versicherer vermittel-
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ten Mediators bis zu einem Betrag von EUR 10.000 je Mediation, 
für alle in einem Versicherungsjahr eingeleiteten Mediationen 
jedoch nicht mehr als EUR 20.000. Sind am Mediationsverfahren 
auch nicht versicherte Personen beteiligt, übernimmt der Versi-
cherer die Kosten anteilig im Verhältnis versicherter zu nicht 
versicherten Personen. 
 
§ 6 Nicht versicherte Kosten 
 
Der Versicherer trägt nicht 
 
(1) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht 
übernommen hat; 
 
(2) Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverständlichen 
Erledigung entstanden sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des 
vom Versicherungsnehmers angestrebten Ergebnisses zum er-
zielten Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon 
abweichende Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben ist; 
 
(3) Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren 
Zwangsvollstreckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel entste-
hen;  
 
(4) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, die 
später als fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels 
eingeleitet werden; 
 
(5) Kosten, zu deren Übernahme ein Anderer verpflichtet wäre, 
wenn der Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde. 
Diese Regelung bezieht sich nicht auf Übernahmeverpflichtun-
gen, die sich aus einem Vermögensschadenhaftpflichtversiche-
rungsvertrag ergeben. 
 
§ 7 Ausgeschlossene Rechtsangelegenheiten 
 
(1) Der Versicherungsschutz entfällt rückwirkend, wenn rechts-
kräftig festgestellt wird, dass der Versicherungsnehmer den 
Vermögensschaden vorsätzlich herbeigeführt hat. In diesem Fall 
ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, dem Versicherer die 
hierfür erbrachten Leistungen zurück zu erstatten. 
 
(2) Der Versicherungsschutz bezieht sich nicht auf die Abwehr 
von Haftpflichtansprüchen wegen Vertragsstrafen, Bußen sowie 
Entschädigungen mit Strafcharakter (punitive oder exemplary 
damages). 
 
§ 8 Eintritt des Rechtsschutzfalles 
 
(1) Der Anspruch auf Rechtsschutz gemäß §2 S. 1setzt voraus, 
dass zum Zeitpunkt der erstmaligen Geltendmachung des Haft-
pflichtanspruches auf Ersatz des Vermögensschadens der Versi-
cherungsvertrag für den Versicherungsnehmer noch besteht und 
ein Rechtsschutzfall gemäß §2 S. 1 innerhalb des versicherten 
Zeitraumes eingetreten ist. Der Haftpflichtanspruch gilt dann als 
geltend gemacht, wenn er gegen den Versicherungsnehmer 
schriftlich erhoben wird. 
 
(2) Der Rechtsschutzfall gemäß §2 S. 1 gilt in dem Zeitpunkt als 
eingetreten, in dem der Versicherungsnehmer begonnen hat 
oder begonnen haben soll, gegen vertragliche oder gesetzliche 
Rechtspflichten zu verstoßen, wodurch ein Vermögensschaden 
verursacht worden sein könnte.  
(3) Bei mehreren Verstößen gemäß §2 S. 1 ist der erste adäquat 
ursächliche Verstoß maßgeblich, wenn die Verstöße auf gleicher 
oder gleichartiger Fehlerquelle beruhen oder einen einheitlichen 
Vermögensschaden verursacht haben. Ein einheitlicher Vermö-
gensschaden liegt vor, wenn jeder Verstoß für den Schaden in 
vollem Umfang adäquat ursächlich ist. 
 
(4) Nach Beendigung des Vertrages besteht eine unbegrenzte 
Nachmeldefrist für solche Rechtsschutzfälle gemäß §2 S. 1, die 
während der Laufzeit des Vertrages eingetreten sind und die 

erstmalige Geltendmachung des Haftpflichtanspruchs auf Ersatz 
des Vermögensschadens ebenfalls in der Laufzeit des Vertrages 
erfolgt ist.  
 
(5) Werden nach Beendigung des Vermögensschaden-
Rechtsschutz-Versicherungsvertrages innerhalb eines Zeitraums 
von 12 Monaten erstmals Haftpflichtansprüche geltend ge-
macht, bei denen der Rechtsschutzfall gemäß §2 S. 1 noch 
innerhalb des versicherten Zeitraumes eingetreten ist, besteht 
ebenfalls Rechtsschutz.  
 
§ 10 Prüfung der Erfolgsaussichten 
 
Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, weil die Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen keine hinreichende Aussicht auf 
Erfolg hat, kann der Versicherungsnehmer den für ihn tätigen 
oder von ihm noch zu beauftragenden Rechtsanwalt veranlas-
sen, dem Versicherer gegenüber eine begründete Stellungnah-
me zu den Erfolgsaussichten abzugeben. Auf die Möglichkeit der 
Stellungnahme hat der Versicherer den Versicherungsnehmern 
bei der Ablehnung des Versicherungsschutzes hinzuweisen. Die 
Entscheidung des Rechtsanwaltes ist für beide Teile bindend, es 
sei denn, dass sie offenbar von der wirklichen Sach- oder Rechts-
lage erheblich weicht. Die Kosten der Stellungnahme trägt der 
Versicherer dann, wenn der Rechtsanwalt der Auffassung des 
Versicherungsnehmers zustimmt. 
 
§ 11 Örtlicher Geltungsbereich 
 
Der Versicherungsschutz gilt in Europa, den Anliegerstaaten des 
Mittelmeeres, den Kanarischen Inseln und Madeira.  
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§ 1 Rechtsgrundlagen 
 
Versicherungsschutz wird geboten im Rahmen des Allgemeinen 
Teils der Bedingungen für JurCyber Expert 2019 und aufgrund 
der nachfolgenden Bestimmungen. 
 
§ 2 Gegenstand der Versicherung 
 
(1) Versicherungsschutz besteht ausschließlich, wenn die Wahr-
nehmung der rechtlichen Interessen im Zusammenhang mit  
 
Informationssicherheitsverletzungen von elektronischen Daten 
oder von informationsverarbeitenden Systemen oder  

 
datenschutzrechtlichen Interessen im ursächlichen Zusammen-
hang mit dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), der europäi-
schen Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) oder Daten-
schutz-Regelungen in anderen deutschen Gesetzen stehen. 
 
(2) Versicherungsschutz gilt für interne IT-Sicherheits- und 
Datenschutzbeauftragte. Hierunter werden sämtliche Personen 
gefasst, die für die Informationssicherheit im Rahmen eines 
Anstellungs- oder Arbeitsvertrages verantwortlich sind. 
  
Der Versicherungsschutz umfasst die gerichtliche und außerge-
richtliche Wahrnehmung der rechtlichen Interessen des Versi-
cherungsnehmers aus dem der versicherten Funktion zugrunde 
liegenden Anstellungsvertrag. 
 
Ferner besteht Versicherungsschutz für die Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen aus Arbeitsverhältnissen sowie aus öffent-
lich-rechtlichen Dienstverhältnissen hinsichtlich dienst- und 
versorgungsrechtlicher Ansprüche; 
 
Der Versicherungsschutz erstreckt sich auch auf vertragliche 
Nebenabreden im Zusammenhang mit dem versicherten An-
stellungs- oder Arbeitsvertrag, in denen die Rechte und Pflich-
ten aus diesem gesondert geregelt werden. 
 
(3) Versicherungsschutz gilt darüber hinaus für externe IT-
Sicherheits- und Datenschutzbeauftragte. Hierunter werden 
sämtliche Personen gefasst, die ohne die Voraussetzungen nach 
Abs. 2 S. 4 zu erfüllen für die Informationssicherheit verantwort-
lich sind.  
 
Der Versicherungsschutz umfasst die gerichtliche Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen des Versicherungsnehmers aus 
Vergütungs- und/oder Honoraransprüchen aus dem der versi-
cherten Funktion zugrundeliegenden Geschäftsbesorgungs- 
oder Dienstvertrag vor deutschen Gerichten.  
 
§ 3 Versicherte Kosten 
 
(1) Verfahrenskosten 
Der Versicherer trägt die dem Versicherungsnehmern auferleg-
ten Verfahrenskosten sowie die ihm auferlegten Kosten der 
Gegenseite, soweit der Versicherungsnehmer zu deren Erstat-
tung verpflichtet ist.  
 
(2) Rechtsanwaltskosten des Versicherungsnehmers 
 
a) außergerichtlich  
Für die außergerichtliche Interessenwahrnehmung trägt der 
Versicherer abweichend von der gesetzlichen Vergütung die 
angemessenen Kosten eines vom Versicherungsnehmer beauf-
tragten und auf Stundenbasis abrechnenden Rechtsanwaltes 
oder Rechtslehrers einer deutschen Hochschule. 
 
Die Angemessenheit bestimmt sich unter Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzelfalles, insbesondere nach der Bedeutung 
der Angelegenheit, des Umfangs und der Schwierigkeit der 
anwaltlichen Tätigkeit. 
Die außergerichtliche Interessenwahrnehmung gilt ausschließ-

lich für Versicherte gemäß §2 Abs. 2 S. 1. 
 
b) gerichtlich 
In gerichtlichen Verfahren trägt der Versicherer die gesetzliche 
Vergütung des vom Versicherungsnehmer zur Vertretung vor 
Gericht beauftragten Rechtsanwaltes. Soweit im Ausland keine 
gesetzliche Vergütungsregelung besteht, trägt der Versicherer 
Rechtsanwaltskosten bis zur Höhe des Betrages, der nach der 
deutschen Vergütungsregelung zu erstatten wäre. 
 
c) Reisekosten des Rechtsanwaltes 
Der Versicherer trägt die Kosten für notwendige Reisen des 
Rechtsanwaltes bzw. Rechtslehrers einer deutschen Hochschule 
an den Ort des zuständigen Gerichtes, zum Versicherungsneh-
mer oder an den Sitz der Gegenseite. Die Reisekosten werden 
bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsan-
wälten geltenden Sätze übernommen. 
 
(3) Reisekosten des Versicherungsnehmers 
Der Versicherer trägt die Kosten für notwendige Reisen des 
Versicherungsnehmers an den Ort des zuständigen ausländi-
schen Gerichtes, wenn dieses das persönliche Erscheinen des 
Versicherungsnehmers angeordnet hat. Die Reisekosten werden 
bis zur Höhe der für Geschäftsreisen von deutschen Rechtsan-
wälten geltenden Sätze übernommen. 
 
(4) Dolmetscherkosten 
Der Versicherer trägt die angemessenen Kosten für die notwen-
dige Inanspruchnahme eines Übersetzers oder Dolmetschers. 
 
(5) Schieds- und Schlichtungsverfahren 
Tritt anstelle der Anrufung eines zuständigen staatlichen Ge-
richts erster Instanz ein Schieds- oder Schlichtungsverfahren, 
trägt der Versicherer diese Kosten bis zur Höhe der Gebühren, 
die im Fall der Anrufung eines zuständigen staatlichen Gerichts 
erster Instanz entstehen würden. 
 
(6) Streitbeitritt, Streitverkündung, negative Feststellungsklage 
Der Versicherer trägt nach vorheriger Zustimmung die Kosten 
eines Streitbeitritts, einer Streitverkündung oder einer negativen 
Feststellungsklage. 
 
§ 4 Einbeziehung des außergerichtlichen Mediationsverfah-
rens 
 
(1) Mediation ist ein Verfahren zur freiwilligen, außergerichtli-
chen Streitbeilegung, bei dem die Parteien mit Hilfe der Mode-
ration eines neutralen Dritten, des Mediators, eine eigenver-
antwortliche Problemlösung erarbeiten. Der Versicherer vermit-
telt dem Versicherungsnehmer einen Mediator zur Durchfüh-
rung eines Mediationsverfahrens in Deutschland und trägt 
dessen Kosten im Rahmen von Abs. 2. 
 
(2) Der Versicherer trägt den auf den Versicherungsnehmer 
entfallenden Anteil an den Kosten des vom Versicherer vermit-
telten Mediators bis zu einem Betrag von EUR 10.000 je Media-
tion, für alle in einem Kalenderjahr eingeleiteten Mediationen 
jedoch nicht mehr als EUR 20.000. Sind am Mediationsverfah-
ren auch nicht versicherte Personen beteiligt, übernimmt der 
Versicherer die Kosten anteilig im Verhältnis versicherter zu 
nicht versicherten Personen. 
 
(3) Die Einbeziehung des außergerichtlichen Mediationsverfah-
rens gilt ausschließlich für Versicherte gemäß §2 Abs. 2 S. 1. 
 
§ 5 Nicht versicherte Kosten 
 
Der Versicherer trägt nicht 
 
(1) Kosten, die der Versicherungsnehmer ohne Rechtspflicht 
übernommen hat; 
 
(2) Kosten, die im Zusammenhang mit einer einverständlichen 
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Erledigung entstanden sind, soweit sie nicht dem Verhältnis des 
vom Versicherungsnehmer angestrebten Ergebnisses zum er-
zielten Ergebnis entsprechen, es sei denn, dass eine hiervon 
abweichende Kostenverteilung gesetzlich vorgeschrieben ist; 
 
(3) Kosten, die aufgrund der vierten oder jeder weiteren 
Zwangsvollstreckungsmaßnahme je Vollstreckungstitel entste-
hen;  
 
(4) Kosten aufgrund von Zwangsvollstreckungsmaßnahmen, 
die später als fünf Jahre nach Rechtskraft des Vollstreckungstitels 
eingeleitet werden; 
 
(5) Kosten, zu deren Übernahme ein anderer verpflichtet wäre, 
wenn der Rechtsschutzversicherungsvertrag nicht bestünde.  
 
§ 6 Eintritt des Rechtsschutzfalles 
 
(1) Der Anspruch auf Rechtsschutz für Versicherte gemäß §2 
Abs. 2 S. 1 setzt voraus, dass der Rechtsschutzfall gemäß §2 
Abs. 2 S. 1 innerhalb des versicherten Zeitraums eingetreten ist. 
 
Der Rechtsschutzfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten, in 
dem der Versicherungsnehmer oder ein anderer einen Verstoß 
gegen Rechtspflichten oder -vorschriften begangen hat oder 
begangen haben soll, der die Streitigkeit aus dem Anstellungs-
vertrag ausgelöst hat. Zur Bestimmung des Zeitpunktes werden  
berücksichtigt  
 
• sämtliche Tatsachen auch wenn sie nur behauptet werden  
• sämtliche Tatsachen, die durch den Versicherungsnehmer und 

den Gegner vorgetragen werden, um die jeweilige Interes-
senverfolgung zu stützen 

Werden Rechtsverstöße vom Versicherungsnehmer und dem 
Gegner behauptet, werden die Verstöße beider Parteien be-
rücksichtigt. 
 
Bei mehreren Verstößen ist der erste Verstoß maßgeblich, wo-
bei jedoch Verstöße, die länger als ein Jahr vor Beginn des 
Versicherungsschutzes zurückliegen, außer Betracht bleiben. 
Erstreckt sich der maßgebliche Verstoß über einen Zeitraum, ist 
dessen Beginn maßgeblich. War dieser Zeitraum jedoch länger 
als ein Jahr vor Beginn des Versicherungsschutzes beendet, 
bleibt der für diesen Zeitraum als maßgeblich festgestellte 
Verstoß außer Betracht. 
 
Liegt der Rechtspflichtenverstoß vor Versicherungsbeginn und 
hat der Vertrag zum Zeitpunkt der Meldung des Rechtsschutz-
falles mindestens 5 Jahre beim Versicherer ununterbrochen 
bestanden, beruft sich der Versicherer bezüglich dieses Rechts-
pflichtenverstoßes nicht auf Leistungsfreiheit wegen Vorvertrag-
lichkeit. 
 
(2) Der Anspruch auf Rechtsschutz für Versicherte gemäß §2 
Abs. 3 S. 1 setzt voraus, dass der Rechtsschutzfall innerhalb des 
versicherten Zeitraums und vor dessen Beendigung eingetreten 
ist. 
 
Der Rechtsschutzfall gilt in dem Zeitpunkt als eingetreten, in 
dem der Versicherungsnehmer oder ein anderer einen Verstoß 
gegen Rechtspflichten oder -vorschriften begangen hat oder 
begangen haben soll. 
 
Bei mehreren Verstößen ist der erste Verstoß maßgeblich, wo-
bei jedoch Verstöße, die länger als ein Jahr vor Beginn des 
Versicherungsschutzes zurückliegen, außer Betracht bleiben. 
Erstreckt sich der maßgebliche Verstoß über einen Zeitraum, ist 
dessen Beginn maßgeblich. War dieser Zeitraum jedoch länger 
als ein Jahr vor Beginn des Versicherungsschutzes beendet, 
bleibt der für diesen Zeitraum als maßgeblich festgestellte 
Verstoß außer Betracht. 
 
 

§ 7 Unbegrenzte Nachmeldefrist 
 
Nach Beendigung des Vertrages besteht eine unbegrenzte 
Nachmeldefrist für Rechtsschutzfälle, die während der Laufzeit 
des Vertrages eingetreten sind. 
 
§ 8 Prüfung der Erfolgsausschichten 
 
Lehnt der Versicherer den Rechtsschutz ab, weil die Wahrneh-
mung der rechtlichen Interessen keine hinreichende Aussicht 
auf Erfolg hat, kann der Versicherungsnehmer den für ihn täti-
gen oder von ihm noch zu beauftragenden Rechtsanwalt veran-
lassen, dem Versicherer gegenüber eine begründete Stellung-
nahme zu den Erfolgsaussichten abzugeben. Auf die Möglich-
keit der Stellungnahme hat der Versicherer den Versicherungs-
nehmern bei der Ablehnung des Versicherungsschutzes hinzu-
weisen. Die Entscheidung des Rechtsanwaltes ist für beide Teile 
bindend, es sei denn, dass sie offenbar von der wirklichen Sach- 
oder Rechtslage erheblich abweicht. Die Kosten der Stellung-
nahme trägt der Versicherer dann, wenn der Rechtsanwalt der 
Auffassung des Versicherungsnehmers zustimmt. 
 
§ 9 Nachhaftung  
 
Wird der Versicherungsvertrag beendet, weil die versicherte 
Funktion aus Alters- oder Krankheitsgründen dauerhaft wegge-
fallen ist, so gewährt der Versicherer eine prämienfreie Nachhaf-
tung für Rechtsschutzfälle, die innerhalb eines Jahres nach Be-
endigung des Versicherungsvertrages eintreten. Voraussetzung 
ist, dass der Vertrag vor seiner Beendigung mindestens 5 Jahre 
ununterbrochen bestanden hat und in dieser Zeit kein Rechts-
schutzfall eingetreten ist. 
 
§ 10 Örtlicher Geltungsbereich  
 
Der Versicherungsschutz gilt in Europa, den Anliegerstaaten des 
Mittelmeeres, den Kanarischen Inseln und Madeira.  
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